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Entschließung des Europäischen Parlaments zum Irak

Das Europäische Parlament,

- unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zum Irak, insbesondere seine 
Entschließung vom 15. April 2000,

A. in der Erwägung, daß die irakische Regierung weiterhin verpflichtet ist, die Kontrolle der UN 
im Hinblick auf die Zerstörung der Kernwaffen und der chemischen Waffen zu akzeptieren 
und zu fördern, sowie mit dem Internationalen Komitee des Roten Kreuzes 
zusammenzuarbeiten, das beauftragt ist, alle verschwundenen Personen im Zusammenhang 
mit der Besetzung Kuwaits durch den Irak aufzuspüren und in die Heimat zurückzuführen,

B. in Erwägung der tragischen Lage, in der sich das irakische Volk aufgrund der Anwendung 
des Embargos befindet,

C. in der Erwägung, daß diese Sanktionen zur Zerstörung einer alten Zivilisation und der 
Lebensbedingungen der 22 Millionen zählenden irakischen Bevölkerung geführt haben,

D. in der Erwägung, daß die akademischen, medizinischen und wissenschaftlichen Kreise 
aufgrund des Embargos in diesem Bereich von den Fortschritten in der Technologie 
ausgeschlossen wurden,

E. in der Erwägung, daß das soziale Gefüge einer traditionellen Gesellschaft zerrissen wurde, 
als Frauen und Witwen gezwungen wurden, als Prostituierte zu arbeiten, um ihren 
Lebensunterhalt zu verdienen,

F. in der Erwägung, daß dem Irak eine Flugverbotszone zur Auflage gemacht wurde, damit die 
irakischen Luftstreitkräfte nicht gegen die Bevölkerung kurdischen Ursprungs und die 
südirakische Bevölkerung vorgehen konnten,

G. in der Erwägung, daß die Durchsetzung der Flugverbotszone zu einer Reihe militärischer 
Aktionen geführt hat, in deren Verlauf es zahlreiche Opfer gegeben hat und viele unschuldige 
Menschen leiden mußten,

1. bekräftigt seinen Standpunkt vom 15. April 2000 und fordert den Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen auf, einen Dialog im Hinblick auf die Aufhebung des 
Wirtschaftsembargos einzuleiten, während gleichzeitig ein striktes Waffenembargo gegen 
den Irak aufrechterhalten werden soll;

2. schlägt vor, parlamentarische Untersuchungsdelegationen zu entsenden im Hinblick auf die 
Einleitung eines Dialogs, mit dem festgestellt werden kann, wie das Öl-für-Nahrungsmittel-
Programm ausgeweitet werden kann, um die Lebensbedingungen der irakischen Bevölkerung 
zu verbessern;

3. bringt seine Überzeugung zum Ausdruck, daß die EU-Diplomatie versuchen sollte, eine 
Aufhebung der Flugverbotszone zusammen mit einem offiziellen Verzicht der irakischen 
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Regierung, militärische Gewalt in der Frage der Autonomieforderungen der kurdischen 
Bevölkerung einzusetzen, herbeizuführen;

4. bekräftigt, daß die Vereinten Nationen, die WHO und das Rote Kreuz weiterhin die Einfuhr 
und die gerechte Verteilung der Waren und Dienstleistungen überwachen werden, damit die 
ärmsten und schwächsten Menschen im Irak davon profitieren können;

5. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung der Kommission, dem Rat, den 
Regierungen der Mitgliedstaaten und den Regierungen der Bewerberländer, dem 
Generalsekretär der Vereinten Nationen und der Regierung Iraks zu übermitteln.


